
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Parniguni, Mag. Kukacka 
und Genossen 

X'X.GP.-NR 
4.99 . fACE) 

1 O. H ärz 1995 

betreffend Durchführung der KFZ-Zulassungen durch geeignete private Institutionen 

Die Budgetbelastung durch hoheitliche Tätigkeiten sollte nach Meinung der Bundesregierung 
und der Öffentlichkeit in einem erträglichen Maßm gehalten werden. Ansätze zu 
Einsparungen sollten mit sachlichen Überlegungen geprüfrund sofeme sich deren 
Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit erweist, umgehend umgesetzt werden. Dabei sollen alle für 
den internationalen Austausch von Daten erforderlichen Informationenfül',die Behörden 

erhalten bleiben. 

Gerade in Vorbereitung der behördlichen Fahrzeugzulassung wir d durch �hlreicheprivate 

Institutionen erhebliche Vorarbeit geleistet. Insbesondere 
Haftpflichtversicherungsgesellschaften und KFZ-Händler werden aufdem Gebietder .. 
Fahrzeugdaten-Erfassung und Vormihme der Anmeldung tätig. Kraftfahrervereinigungen sind 

ermächtigt, wiederkehrende Überprüfungen von Fahrzeugen vorzunehmen, führen jährlich 
zehntausende Kaufüberprüfungen durch und geben umfassende Beratungbei Fahrzeugkauf 
und KFZ-Zulassungen. 

Die Möglichkeit der Einbindung der genannten.Organisationen in den, Kreis der zur. 
Zulassung bestimmter Fahrzeugkategorien befugten Stellen wurde bereits des öfteren . 

diskutiert und soll nun im Zuge dernächstenKFG-Novelle realisiert werden. Die Vornahme 
der Fahrzeugzulassung durch private Stellen soll insbesondere in jenen Bereichen; die die 
Kapazität der Behörden im besonderen Umfang in Anspruch nehmen, sohin der Zulassung 
von Motorfahrrädern, Kleinmotorrädern, . Leichtmotorrädern, Motorrädern, PKW. und' Kombi, 
LKW und Spezialkraftwagen bis 3,5 t höchstzulässiges Gesamtgewicht, ermöglicht werden. 

Der Umfang der vom Landeshauptmann zu erteilenden Ermächtigung sollte sich auf die 

Prüfung der Voraussetzung für die Zulassung , die AusstellungeinesZulassungsscheines, die 
Ausgabe der Kennzeichentafeln und die AusgabederBegutachtungsplakette nach Vornahme 
einer Fahrzeugüberprüfung erstrecken; Behördliche Maßnahmen wie beispielsweise die 
Anordnung besonderer Überprüfungen oder dieEinschränku�g oder Aufhebung der 

Zulas'sung soUen jedenfalls weiterhin im aUSSChließlichen Wirkungsbereich der Behörde 
bleiben. Weiters muß gewährleistet sein, daß die KFZ.:.Zulassungsdaten.den Behörden für .. 

deren amtliche Zwecke zur Verfügung stehen. 
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... Die unterfertigten Abgeordneten stellen aus. diesen Gründen folgenden 

E n t s chI i e  ß u n  g s a n  t Ta g : 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

DerBundesministerfür öffentliche Wirtschaft und Verkehr wird ersucht. seine Itlitiativen zur 
Abstimmung mit den betroffenen Institutionen fortzusetzen. damit inder nächsten Novelle 
zum Kraftfahrgesetz dieMöglkhkeit geschaffenwird, die Bere�htigungzur Vornahme von 
I<.FZ-Zulassungenauf den Krei� jener privatenInsitutionenzuerstrecken, dieschonbisher 
mit wesen tlichen Aufgaben im Zuge des Fahrzeugkaufes befaßt. waren. Insbesondere soll· ' 
dabei aber gewährleistet sein,.daß ausreichende personelle un d fachliche· Kapazität sowie die 

Verläßlichkeit'der beliehenen Organisationen als Voraussetzung für die Erteilungder .. 
Ermächtigung zur Vornahme der Fahrzeugzulassung feststehen. Die infrastrukturellen 
Voraussetzungen für eine unverzügliqhe Übermi ttlung. der relevantenDatenan die Behörderi 

., unter Beachtung derAnfor derungen der einschlägi genEU-RicbtIinienmüssenebenfaIJs 
gewährleistet ,sein. 

Informeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Verkehrs­
ausschuß vorgeschlagen. 
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